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548 Göppert,

sich schon seit Januar igig bewußt gewesen, daß der Präsident nicht
mehr geneigt war, sich von&apos; ihm beraten zu lassen. Er hätte schon längst
seine Demission geg&apos; wenn er nicht gefürcht.et hätte, daß ein solcher
Schritt&apos;in Amerika wie im Ausland mißverstanden worden wäre.&apos;

Lansing hat über die Friedensverhandlungen einen Band persönlicher
-

Erinnerun en erscheinen lassen. In den LansingPapers findet sich nichts,
über diese Zeit.

Diese beiden Bände, enthalten mehr als tausend Schriftstüc4e.
Band 1, der der,umfangreichere ist, betrifft die Periode der amerikanischen
Neutralität imWEEr ist in vierzehn Absclinitte eingeteilt:

i. Bemühungen zur, Neutralhaltung des Fernen Ostens,
2. Friedens&apos;vorschläge,
3, Eintritt von. Amerikanern in die,Wehrmacht der Kriegführenden
4. Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber den angewandten

Methoden der Kriegführung,
5. Tätigkeit der Amerikanischen Gesandtschaft in, Brüssel im Fall

-der Miss Cavell,
6. Verhalten fremder Diplomaten in den Vereinigten Staaten,
7- Übergang fremder Schiffe unter die amerikanische Flagge&quot;
8. Verkauf von Munition an die Kriegführenden&quot;
g. Anleih6n&apos;,-

io.&apos; Durchsetzung der amerikanischen, Neutralität Regierungs-
erklärungen über die Neutralitätspolitik,

ii. Eingriffe Großbritanniens und seiner Verbündeten in den amerl-

kanischen Handel,
1:2. Bewaffnete Kauffahrteischiffe,
13. Beziehungen zu den Zentralmächten bis zum Ausbruch des Krie-

ges mit Deutschland,
14. Schriftwechesel zwischen dem Staatssekretär und den amerl

kanischen Botschaftern in Österreich-Ungarn, Deutschland&gt;
England, Italien und der Türkei.

Band II beginnt mit dem Material aus der Zeit der Teilnahme der

Vereinigten Staaten am Kriege, das in drei Abschnitte geordnet ist:
i.,Verlauf des Krieges - Zusammenarbeit mit den Alliierten -

Kriegszieje - Friedensverhandlungen (bis io. November. igi8),.
Aushebung von Ausländern in. den Vereinigten Staaten,

3. Bericht des militärischen Vertretersder Vereinigten Staaten im-
Obersten Kriegsrat.

Es folgen Abschnitte über

Rußland,
den Fernen Osten,(japaner in den Vereinigten Staaten - Stellung
Amerikas zur F.ragede&apos;s fremden Einflusses in China - die Lan-

sing-Ishii-Verhandlungen - Schantung),
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Latein-Amerika (Die Mänroe-Doktrin Tlan -&apos;eines panameri-
kanischen Vertra S - Kauf der dänischen Liseln in Westindien -g&apos;s
Kolumbien - Costa Rica - Haiti - MeXiko).

Alle Abschnitte enthalten mehr oder weniger wichtiges neues Materi-

al, das der Bearbeitung durch den Historiker und Völkerrechfler harrt.
Auf die Abschnitte über die Eingriffe der Alliierten in den,amefikani-
schen Hande1 und über die Beziehungen zu Deutschland und Österreich-
Ungarn soll hier näher eingegangen werden.

I
I

Sie bestehen hauptsächlich aus dem amtlichen Schriftwechsel zwi-
schen Lansing und Bryan und zwischen diesen und dem. Präsidenten9

I

und geben so Einblick in die Art, wie die Entscheidungen zustandege-&apos;
kommen sind. Sie zeigen, wie sich die Politik Wilsüns, die Amerika in
,den Krieg führte, entwickelt hat, wie,&apos;sich Bryan vergeblich- dieser Ent- -

wicklung&apos;entgegenzustellen versuchte nd inwieweit der Eu &quot;influß seines

.Nachfolgers Lansing neben dem dominierenden Willen des Präsidenten
I-den Gang der Dinge mitbestimmt hat.

Eingriffe Großbritanniens und seiner V &apos;rbü,. deten
I

dene n in

amerikanischen Handel.

I

Die ersten Schriftstücke betreffen den unmittelbar nach&apos;Kriegs&quot;
au von der Amerikanischen Re

i

kierung an, die. Kriegführenden
gerichteten Vorschlag, Sich für die Dauer des Krie es zur Beachtung der&gt;g 9
Londoner Seekriegsdeklaration igog zu verpflichten. Die Geschichte

I

der Aktion, die an Englands Haltung scheiterte, ist in einer Aufzeichnung
Bryans vom i. Februar 1915 dargestellt (I. S. 266-270). England
-sowie Frankreich und Rußland hatten, die Deklaration inder stark modi-

fizierten Form der Order in Council vo,m 2ä. August 1914 angenommen.

Von,,dern nach Washin&apos;gton mitgeteilten Entwurf neuer britischer Be-

stimmungen, der späteren Order in Council vom 29.- November 1914,
heißt es in einem Instruktioiisentw für den Botschafter in

Lo-ndon,_es scheine der Zweck zu sein, gegen defi Handel neutralen
Landes mit dem feindlichen Lande&quot;weiin das neutrale Land nach&apos;Eng-

I

lands Annahme eine Versorgungsbasis für die feindlichen Streitkräfte
bilde, so vorzugehen, als ob es selbst im Kriege wäre. Wenn die Britische

musse s&apos; die Last derRegierung&apos; aber solche Rechte ausüben wolle, *J. le

I I Kriegführung auf sich nehmen. Sie könne ein neutrales Land -nicht &apos;wie
ein feindliches behandeln und von den anderen Neutralen erwarten, -daß

I

sie ihren Handel mit diesem Lande Regeln unterwerfen ließen, die nur,

I
I

I

für den Handel mit. Kriegführenden gelten (T.. S&apos;. 255). Als die Amerika-
nische, Regierung angesichts der Haltung Englands auf die Fortsetzung

I ihrer Aktion verzichtet, spricht, Sir Edward Grey seine Freude überdiesen,
Entschluß aus, der die Lage sehr erleichtere (I. S. 257).

36*
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Es folgen einige Aktenstücke über die Beschwerdenote vom -.8. De-

zember, 1914 wegen völkerrechtswidTiger:Eingriffe in denamerikanischeg
Außenhandel durch häufige Seschlagnahme und Festhaltung der. nach

iLadungen. Deramerikanische.Botschafter
nennt es in einem Privatbrief an den Staatssekretär ein,Vergnugenl diese I

Note übergeben. zu dürfen. Sie treffe England an seinem schwächsten

Punkte dem Mangefeines folgerichtigen Planes. Er freut sich besonders

dar-Über, daß der Vorwurf vermieden..seil England,wolle,seine Seemacht

ausnützen, um Handelsvorteile fur sich zu erl?Lngen.,E solcher Vorwurf
wäre ebenso. unbegründet, wie es der s in würde., daß die amerikanische I

I

R gierun tlich unter den Einfluß der,d utschen Propaganda,gunwissen e

gefallen*ware. Die; Nöte wurde aber doch in England.sehr ungünstig auf

:genommen. Eine, eingehende7 Anfzeichnung Lansings zu der britischen

vorlaufigen-,Antwort vom 7. Januar T915 übersendet Bryan,dem Präsi-

d scheine die Errdenten mit. der Bemerkung, Englan merikaegung in A

beschwiCl zu wollen, ohne- irgendwelche
&apos;

&apos;Zusicherungen in der

-

Richtung zu p, daß die tage des Handels Imitden neutralen Länderngebe
erleichtert werden würde.,Wilson&apos;verspricht sich nichts von&apos;einerrecht-e

lichen Diskussion. Man&apos;tue besser, nur über, praktische Methoden zu

sprechen, um namentlich eine-, Gleichmäßigkeit. und Folgerichtigkeit der

britischen. ]Praxis zu erreichen,, auf die sich, die, amerikanische Handelsi-
welt. verlassen könne, (I.. S. 259-266, 991-293),

Sehrumfangreich. ist Schriftwechs.el über die von England und
Frankreich am.i. März 1915 als Vergeltu smaßnahme g den Ung

Bootkrieg,angekündigten Sperrmaßnahmeu gegen den deutSchen,Ein-
j fuhr- und Ausfuhrhandel (Order in Council vom m. März igi5). Zu-

nächst taucht der Zweifellauf, ob- damit tatsächlich eine Blockadege-
meint sei. Das Wort war zwar in, der britischen Note, nicht aber. in der

Order in Council gebraucht. Bevor irgendwelche Schritte unternommen
würden, soll jedenfalls geprüft werden, wie sich die ganze Frage der Blok-

kade unter den Verhältnissen der, modernen griegführung darstellt und

in welchem Maße die bisherigen Regeln etwa eine Änderung bedürfen.
Am ig..März entwirft Wilson eine Skizze für eine Antwort, in der

I

er davon ausgeht, daß es sich -um eine Blockade handle. Am ??- März
gibt er neue -Anregungen: Da die Britische Regierung die Londoner

Seekrie,gsdeklaration,. abzeseh,en von den Konterbandebestimmungen,
für* sich in Kraft. gesetzt, habe, nehme die Amerikanische Regierung an,

gen Maßnahmen, &apos;bwolil scheinb ei Blockade neütradaß die ietzi 0 ar ne Ier

ebensowie feindlicher Häfen, tatsächlich keine Blockade darstellen

sollten und daß die Instrukfionen,an die Kommandanten. der eingesetzten
rie schiffe in dieser Hinsicht klare BestimMUn,-en enthalten wurden.K gs

Lansing Steht auf,dem Stand-Punkt1 daß, Zwar einie -Blockade gewollt sei.,
daß die Maßnahmen aber den. Völkerrechtsregelnwidersprächen und daß
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deshalb Änderungen* verlangt werd n müßte&apos; die d e ne&apos;e n i titrale Schiffahrt
zwischen neutralen &apos;Häfen&apos;vor unberechtigten--Stö,rungen schützten.
Nach Bryäns Ansicht sei anzuerkenn6n,&apos;daß zum Schutz gegen U &apos;Boote
die Blockadelinie weiter zurückverlegt werden müss,e, als es dielrüheren

Regeln zuließen. Für besondefs schwerwiegend hält er es, daß&apos;Nichtbanh
ware, die nach neutralen Häfen verfrachtet ist,&apos; angehalten werden solll.
Det Präsident scheine zu Unrecht aniunehmen, daß -solche Eingriffe
nicht beabsichtigt,seien. Am 23- März spricht sich Lansing dahinaus, daß,
wenn man in den britischen Kundgebungen eine färmgerei--hte Blobkade-

erklärung sehe, wohl die Blockade der deutschen Nordseeküste, nicht
-aber die der Ostseeküste,änerk4-nnt werden könnte,- da diese jedenfalls
für den Verkehr mit Schweden und Danemark offen&apos;sei:Was die Effekti-
vität der Blockade änlange, so könne man. die, Erfahrung abwarten und
sich inzwischen alle -Rechte vorbehalten. Was -die nach DeUtschländ&apos;be-
stimmten Ladungen angehe, so gälten bei direkter Fährt die Blockade-
regeln. Soweit die 7Güter ab&apos;er&apos;durch neutrales Gebiet- gehen sollten&gt;,
könnten nur die Konterbanderegeln Anwendung finden. Ein Recht.&apos;die
aus Deutschland stammenden Güte&apos;r neutraler Bestimmung anzuhalten,
könnte überhaupt nicht in Anspruch genommen werden. In&apos;eitiem Särei-

ikanigch Widerspruch,gegen&apos;ben VOM 23- März sagt,Br ein amer e

Eingriffe, in die Verschiffung von.Nichtbannwäre nach neutralem Gebiet&apos;
bedeute nicht notwendig_ daß &apos;man zur Gewalt schreiten müsse. Wenn

Streitigkeiten über Waren nicht während. des Krieges&apos;gefegelt&apos;werden
könnten, sö:müßten, sie später, nötigenfalls schiedsgerichtlich, geordnet*
werden.

Bezeichnend für Wilsons ganze
- Haltung, ist sein &apos;Schreiben an den

Staatssekretär vom 24- März I 15.: E* Diskut r n mit der B it`9 in ie e r ischen

Regierung ist zwecklos.&apos; Sie ist entschlossen &apos;etwas zu tu` und wird esn

&apos;Vorstelltin, e&quot;
&apos;

&apos;konnje;. i iienweiche u. g n wir auch erheb-en mögeh.&apos;Wir *

n h
&quot;&apos;

nur zeigen,* daß wir sie für jede Verletzung,*iinsererRechte strikt:veränt-
wortlich&apos;zu machen beabsichfigen. Dabei weist er daraüf,hiii; -daß_
einem Berichte des Londoner Botschafters, England zwar, auf -,Am-ürikäs
.Argumente nicht hören, sich&apos;aber hütet. werde es&apos;tatsächlich zu ver-

e und ferner, -daßder amerikanische Ausfuhr &apos; d fke- Äbnahme1 tzen, han e ine

zeige, Import aus Deutschland -aber&apos; auf * ein&apos;Windestmaß gesunken
sei-, -was nur an Deutschland selbsflie &quot;&apos;

-:27ge (1..&apos;S 7, 0 &apos;z89).
Lansing legt bei der Augarbeitung der AtitWOrt,-besonderen Wert

auf -eine Betonung desRees. Et dünkt an die&apos;Wirkuhg,
auf das amerikahischeTolk.Einedie&apos;prak-
ti eine Duldung der britiSe4,&apos; herauskäme&quot; wu ,e

die Hand ge-b -bden Gegnern der Regierung ein Argumen i en, um u er

der auswärtigen Politik -zu -klagen.-Ein Eintreten 1 -,-die
Neuträlitätsrechte sei aber auch&apos;erfärderlich,. damit man&apos;Iiachd Kriege
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I den Standpunkt verteidigen könne, daß sie durch.kein Nachgeben gegen- &quot;

r
&apos;

ihrer Kraft geschwächt seien. Amerika seiüber der 0 der in Council in

jetzt der. Hüter der Neutralität. Epglapd,werde nach dem Kriege
leicht froh sein, gewisse, jetzt Von ihm eingenommene Positionen wieder

räumen zu können, und werde dann zugeben, daß Amerika im Recht

gewesen sei. Verzichte die Regierung aber auf eine Behauptung ihrer

I
Rechte als neutrale Macht, so wurde das für die Zukunft eine wesentliche

Verkürzung der Rechte der Neutralen bedeuten.
Wilson arbeitet den Lansingschen Entwurf noch zweimal um. Er

bleibt dabei, daß jede rechtliche Erörterung vermieden werden soll..Der
Sinn sein: Wir haben die Order in Council und die Begleitnote,
wir können nicht annehmen, daß damit eine rechtswidrige Aktion an-

gekündigt werden soll, und nehmen das Gegenteil an, bis., etwa die

Ereignisse selbst uns nötigen, die Dinge anders anzusehen. Dann werden,

wir die Britische Regierung gemäß den wohlbekannten.Grundsätzen des

..Völkerrechts verantwortlich machen. Er selbst, wie auch Bryari., der

noch eine Milderung in der Form angebracht hat, ist mit der Note, wie sie

S. 29o-296).schließlich am 3o März. 1915 abgeht, sehr zufrieden (I.
Mitte Mai, nach, Absendung. der ersten, Note über den Lusitania-Fall

nach Berlin, hält Lansing die Zeit für gekommen, eine energische Be-

schwerdenote an, England &apos;zu richten. Die Frage ist vorher zwischen

Bryan und ihm, besprochen worden. Die Note soll, wie er schreibt, Eng-
land die Zähne zeigen. Sie dürfe nicht versöhnlicher klingen als die

Lusitania-Note, wenn, sie in Deutschland denEindruck der Unparteilich-
keiterweckenund die deutsche Antwort beeinflussen solle. Man sei gegen
Engla-nd seit der Inkraftsetzung der Order in Council,am ii. März T915
allzu geduldi gewesen. Der Entwurf, den %r, Bryan vorlegt, kritisiert9 e

mit großer Schärfe &apos;das Vorgehen Englands, das dem Rechte ebenso wie

den gegebenen Zusicherungen widerspreche und von der amerikanischen

Regierung mit wachsender Überraschung und Enttäuschung beobachtet

worden. sei. Die Lage des Handels sei, unerträglich geworden. Mehrmals

wiederholt - sich die Drohung, daß die amerikanische Regierung, wenn

solche Praktiken nicht aufhörten, zur Selbsthilfe schreiten werde..,Am

Schlusse heißt es, die Regierung -wünsche mit aller Deutlichkeit festzu

stellen, daß die Rechte der, amerikanischen Bürger auf den Meeren ge-

achtet -werden inüßten und daßdie Regierung unbedingt die notwendigen
Maßnahmen ergreifen würde, um diese Achtung zu sichern und um jede,
Beeinträchtigungderjenigenkechte&apos;zuverhüten,die&apos;allgemeindurchdii,-&quot;
Grundsätze des Völkerrechts und den Gebrauch,der seefahrenden Natio-

nen anerkannt seien (I. S. z96--29 Bryan stimmte zu. Die&apos;Note ist9
-h nicht abgegangen. Wilson hat seine Zustimmung versagt. Abgese-Jedo

hen. von dem &apos; Ton der Note entsprach es nicht der Politik des Präsidenten,

sicliin-diesemZeitpun:ktgegeiiEnglandzuwenden(vergl.untenS.563)-,
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Als man in Washington hört, daß die Britische Regierungeine,Ant-
wort. auf die amerikanische Note vom jo.lMärz vorbereitet und sich
darin auf,-das Recht zu Vergeltungsmaßnahmen&apos; gegen Deutschland be-

rufen will, läßt die Regierung&apos;Schritte in London tun, um. die Absendung
einer solchen Antwort zu verhindern, weil,sie eine unerwünschte Rück-

wirkung auf Deutschland befürchtet (l. S..299f).
Die Protestnote gegen die englischen tingriffe in den amerikanischen

,Handell die schließlich am 5. November 1915 übergeben wurde, war

lange in Arbeit gewesen.&quot; Der Botschafter in London, hatte davon abge-
raten, sie abzusenden, bevor die gerade zu dieser Zeit durch die Kriegs-
ereignisse hervorgerufene Spannung nachgelassen habe. Lan drangte
auf schnelles Handeln.,. Wegen der.., Auseinandersetzung -mit.Deutschland
über den U-Bootkrieg sei die Beantwortung einer Reihe von Noten der

I Britischen Regierung über die Frage des neutralen Handels monatelang
aufgeschoben worden. Das sei zwar&apos;allgemein verstanden worden, jetzt
aber nach Regelung des Arabic-Falles würde ein weiteres Zögern lebhafte
-Kritik in der Handelswelt hervorrufen. Dazu kam für Lansing ein zweiter

Grund.. Er hat es nicht für angezeigt gehalten, den Lusitania-Fa:11 sowie&apos;
die Fälle von Papen, Böy-Ed und Albert&apos; wiederaufzunehmen, &apos;ehe diel
Note an England übergeben wäre. Wenn der Präsident diese Politik

billige, so müsse - die Note jetzt auf, dem -schnellsten We.e, abgesandt9
werden, uni eine unerwünschte Verzögerung der dringlichen Verhand-

lungen mit Deutschland zu vermeiden, (l. S. 304) e
Die Note&apos; ging tat-

sächlich noch, am.. gleichen Tage ab.

Unter dein 22. Januar berichtet der Botschafter in London, W. H

Page,&apos;dem Staatssekretär in&apos;einem vertraulichen Telegramm, die Bundes- -

genossen Englands bestünden auf einer weiteren Verstärkung -des ..wirt-

sehaftlichen Druckes auf Deutschland. Die Britische Regierung wer-de
diesem Drängen nicht lange widerstehen können, da auch das englischi

I Publikum, überzeugt sei, daß- -der Endsieg nur durch eine absolute

Blockade-errungen werden könhe--Da sich aber. solche.Maßnahmen,
gegen einen Einspruch Amerikas nicht durchführep,ließen, liege,-:es
nachAnSichtder.AlliierteriinderHauptsacheinderHandder-Amerika-

I nischeg Regierung, wie der Krieg ausgehen solle. in den Ländern der
Alliierten werde. man sie verantwortlich machen für die. politiscÜen -

Komplikationen, die sich ergeben würden,wenn&apos;der Krieg unentschieden

ende, und für die Last der Rüstungen, die die Völker dann weiter tragen
I

I -müßten. Wie er aus amtlicher Quelle höre, habe die japanische Re-

glerung bereits die Zustimmung einiger der Alliierten- zu großen Er-

werbungen. und.Vorrechten verschiedener Art erlangt: sie wolle eine neue&apos; &apos;

Monröedoktrin aufstellen, China ausbeuten, und den. Stillen Ozeaii,-be-
herrschen. Gehe der Krieg unentschieden aus&quot; so würde- Japan seine

Ziele, erreichen,&apos; England würde ihm gegenüber machtlos sein, da es, seine
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Flotte dann *dauernd in den europäischen Gewässern brauchen würde.

Nach einem entscheidenden, Sieg über Deutschland dagegen würde Eng-
land zusammen -mit den Vereinigten Staaten Japan mattsetzen können.

Die Haltung Amerikas werde also weitreichende Folgen für die -ganze
Welt haben. Stünden- die beiden, großen englischsprechenden Nationen

zusammen, so könnten sie die Welt vor dem aggressiven Ehrgeiz Deutsch-

lands und Japans retten. -Bestehe aber Amerika auf technischen Ein-

.wänden gegen die Blockade und suche es einen Codex für die Seekrieg-
führung zu -schaffen, so wurden -die beiden- Militärmonarchien, einzeln

oder vereint, in ihrem Ansturm gegen die demokratische Zivilisation das

ganze Rechtsgebäude zerschmettern. Jetzt sei der entscheide*nde Augen-
blick für eine aktive Sympathie zwischen dem -Britischen Reiche und den

Vereinigten Staaten gekommen, die einen dauernden Frieden - sichern

und den Lauf der Geschichte für ein Jahrhundert ändern könne.. Der

Botschafter hält es für nötig, am Schlusse zu betonen., daß er bei seiner

Anregung nur die, eigenen Interessen Amerikas vor Augen habe. Lansing
&apos;weist bei Weitergäbe der Depe&apos;sche an den Präsidenten darauf hin, daß

Page die Frage vermütlich mit Oberst Hopse, der zu der Zeit in London

besprochen hab-e,&apos;was seinen Worten &apos;ößeres Gewicht gebe. Wilsonwar, 9r
.mgint zwar, es sei ganz- Page, findetaber doch, daß die Argumente
&apos; &apos;erhebliches Gewicht&apos;besitzen- und durchdacht zu werden:verdienen

(I.&apos; S- 3o6 ; 308).
-Die Beschlüsse der Wirtschaftskonferenz der Alliierten vom Juni

igi6.be Lansing, weil die geplanten Maßnahmen gegen die

Zentralmächte sich nicht auf die Kriegszeit beschränken, sondern auch

nach dem Kriege einen Wiederaufbau von Industrie und Handel in diesen

Ländern hindern sollen. Er glaubt, daß die Beschlüsse kriegsverlängernd
wirken werden.. Sie schüfen* auch für die Neutralen eine kritische Lage,
da ihnen eine mächtige&apos; Staatenverbindung gegenüber stünde, die zu-

gesfanden eine Vorzugsbehandlung der Mitglieder. bezwecke.

Lansing regt die Einberufung eines Kongresses der Neutralen* an, um

Über Mittel und Wege zur Erleichterung der bestehenden Lage - Schwar-

ze Listen, Verträge über Nichtaiisfuhr, Pöstzensur - und&apos;über Vor-

_e,- brungsma4nahmen für die *Zukunft zu verhandeln. Vereint würden1

die Neutralen ihre Interessen während und nach dem Kriege besser

schützen können (l. S- 311ff.).
Die Sammlung enthält keine Äußerung Wilsons hierzu. Eine Folge

hat Lansings Anregung jedenfalls nicht gehabt.-
Zu einer Aufzeichnung deS britischen Botschafters, in der die Frage

der Postzensur und der schwarzen Listen behandelt wird, beine Wilson:

Dies ist ein sehr enttäuschendes und entmutigendes Dokument. Sie ver-

sinken mehr und mehr in die Finsternis (I. S. 313 Anm. 6).
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Der Staatssekretär legt dem Präsidenten ain 2z. September *1 16

den Entwurf eines Telezrammes an den amerikanischen Botschafter in

London vor,..von dem di, .,nach L.ansings Vorschlag, Lord Grey ver-

trauliche Kenntnis geben soll., Er. bezweifelt, daß, der Botschafter sonst.

in der- Lage sein würde - der Britischen R gierung- ein k ares Bild. der-e von

Lage zU* geben. In dem Entwurf Wird geschildert, welche Erbitterting,diew

rücksichtslosen Maßnahmen gegen, den amerikanischen Handel., vor-

allem das-,Sys der, schwarzen Listen sowie die Handhabung derPost-

zensur, und die Unnachgiebigkeit gegenüber allen Vorstellungen in Amerl-

aka.bervQrgerufen hätten. Wenn sich En land darauf berufe, daß ja auch911
Amerika -wegen des U-Bootkrieges mit. Deutschland im Kon4ikt sei, so,

verstehe.,esl,.die Lage falsch. Die Streitpunkte gegenüber England und-

gegenüber. Deutschland seien. verschieden, -und die Regierung sei ent-

schlossen,.sie getrennt zu halten. Die -wohlwollende Neutralität, die

.England erwarte, würde keine Neutralität §ein. Eine solche &quot;Haltung,
lehne, Amerika..ab. Es sei zu fürchten, daß die Regierung in&apos;naher Zu-,
kunft durch die.öffentliche Meinung gezwungen werdenkönnte, von ihrer

Befugnis, zur Verhängung von Vergeltungsmaßnahmen Gebrauch zu

machen. Der Botschafter. soll berichten ob Aussicht bestehe, die Brit

sche, Regierung zur.Einsicht über die, Folgen ihrer bisherigen Politik und.
- Aufhebung der anstößigen Maßnahmen zu, bringen.. Wilson, ist geg

1 -Absendung des Telegramms, es wäre unverantwortlich&quot;der j öffent- ndie
lichen Meinung wegen etwas zu tun, was den ganzen auswärtigen Be-

ziehungen deg Landes ein anderes Gesicht, geben könnte. Er hat früher-

die allgemeine Weisung, gegeben, die auswärtigen Fragen in, keiner Weise :

mit der politischen Kampagne um die Präsidentschattswahl zu vermengen.
erNach einer Unterredung. mit Botschafter Pa i der Überzeugung,

daß dieser den Londoner Stelle4 ihre bedauerlichen und gefährlichen
fe,hlersehr deutlich zum Bewußtsein br Werde S. 314-

.i. Oktober igi6 sollEin eingehendes Memorandum Lansings vom i-

die Stellungnahme zu der, vom vorhe ge datierten briti-rgehepden Ta

schen Antwortnote, über die, Frage. der Vos Lzensur vorbereiten.. Lansing
hält sich. gegenwärtig, daß Amerika ,in einem,künftigen Kriege vielleicht

..- nicht neutral sein werde und dann gewisse Maßnahmen nötig ftnden&apos;
könnte, die ihm i etzt, als schwerer, Eingriff in, die Rechte der Neutralen-

erschienen. Man dürfe sich, deshalb nicht ZIU sehr bin-de
- (I.&apos; S., -326). -321

Mehrere S.chriftstücke betreffen schließlich den Chin-ä-Fall und andere

Fälle
1
in denen Seeleute oder Passagiere &apos;an - Bord amerikanischer Schiffe

von, britischen Kriegsfahrzeugen, gefangen, genommen word.en waren.

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


556 Göppert

ii.

Beziehungen, zu Deutschland und Österreich-Ungarn -
U-Bootkrieg. - Abbruch der diplomatischen Beziehungen

und Ausbruch des Krieges mit Deutschland.

Der Abschnitt beginnt mit einem Schreiben des StaatssVkretärs
Bryan an den Präsidenten vom 15. Februar 1915. Deutschland hat als

Vergeltungsmaßnahme gegen den englischen Aushungerungskrieg die
Gewässer um die britischen Inseln und den gesamten Kanal für Kriegs-
gebiet erklärt und den Beginn des beschränkten-U-Bootkrieges für den
18. Februar angekündigt. Die Amerikanische Regierung hat am 12. Fe-
bruar protestiert. Bryan fürchtet Zwischenfälle, die die öffentliche

Meinung entflammen würden, und suclit einen Weg, um die Gefahr ab-
zuwenden. Auf Grund seiner Besprechung mit dem deutschen und dem
österreichisch-ungarischen Botschafter glaubt er eine Chance zu sehen,
durch. eine Aktion in der Lebensmittelfrage *die Rückgängigmachung
der deutschen Maßnahme zu eireichen. Er komme mehr und mehr zu der
Ansicht - so schreibt er -, daß die britische Haltung nicht zu

*

recht-

,fertigen sei. Der wirtschaftliche Druck Englands auf Frauen,und Kin-
der in Deutschland werde das moralische Empfinden in Amerika ver-

letzen und die mit Deutschland sympathisierenden Kreise noch mehr

erregen. Die Regierung sälle versuchen, England zu bewegen &apos;&apos; seine Be-

kämpfung der Lebensmitteleinfuhr nach Deutschland gegen Rückgängig-
machung der neuen deutschen Maßnahme aufzugeben. Die Verteilung
der Lebensmittel in Deutschland könnte Amerika übernehmen.

Es folgt ein Abdruck der deutschen Note vom 16. Februar, in der der

Standpunkt Deutschlands noch einmal dargelegt wurde, begleitet von

scharfen kritischen Bemerkungen Lansings. Am Schluß sagt er, da
.Deutschland zur Milderung seiner Politik bereit sei, wenn England äas
Gleiche tue, müsse man schließen, daß es von seinen Plänen keinen Er-

folg erwarte.

Am 18. Februar s Bryan dem Präsidenten eine Meldung
des Botschafters in Loiiäon, in der er einen Hoffnungsstrahl erblickt.
Der Botschafter schreibt, die Britische Regierung werde vielleicht
bereit sein, Lebensmittel nicht als absolute Bannware zu behandeln,
wenn Deutschland keine Minen mehr lege und Kauffahrteischiffe nicht
-mehr mit U- angreife. In Übereinstimmung mit Lansing macht
.Bryan daraufhin ias einzelne. gehende Vorschläge für einen, seinem
früheren Gedanken entsprechenden Vermittelungsvorschlag an England
und Deutschland, Die Lebensmittelsendungen nach Deutschland sollen
.an ame.rikanische Agenten adressiert werden zur ausschließlichen Weiter-

verteilung an die Zivilbevölkerung. Wilson begrüßt den Hoffnungs-
strahl, den man nach besten Kräften weiterverfolgen müsse, lind, bittet
den Staatssekretär, den Vorschlag zusammen mit Lansing auszuarbeiten.
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DieNote ging am 20. Februar T915 nach Berlin und London ab.

Der Vorschlag wurde bekanntlich von der Deutschen Regierung ange-

nommen, von der Britischen.abgelehnt. Die Sammlung-enthält über den

Gegenstand nur noch -einen Brief des Botschafters Page ausLondon,
wonach der amerikanische Schritt in der dortigen Presse allgemein un-

günstig aufgenommen&apos;würde (I- S. 353-365).
Es folgt ein Meinungsaustausch zwischen Bryan, Lansing und dem

Präsidenten über den Thrasher-Fall (I- S. 365-385). Am 28. März 1915
ist bei der Torpedierung des britischen Handelsdampfers Falaba.der
amerikanische Staatsangehorige Thrasher umgekommen. Auf die erste

Nachricht hin wirft Lansing in einem Memorandum vom 2. April die

Frage auf, ob die Regierung nicht die Pflicht habe, Deutschland für den

durch seine Seestreitkräfte,verursachten Tod eines Amerikaners ver-

antwortlich zu machen, wenn die anerkannten Regeln, der Seekrieg-
,1- führung verletzt worden seien. Amerikanische Bürger,. die als Passagiere,

auf Handelsschiffen eines Kriegführenden fahren, müßten sich darauf

verlassen können, daß diese Regeln von den Kriegs der anderen,

Partei innegehalten würden, und dürften keinen größeren Gefahren aus-

gesetzt sein, als deren Anwendung mit sich. bringe. Sei dies richtig, sQ&quot;,

müsse !3eschwerde&apos;l erhoben und Schadeiisersatz verlangt werden. Das,&apos;,
aber würde eine Verurteilung der deutschen Kriegsgebietstheorie oder

doch der Art. ihrer Durchführung bedeuten. Bryan hat Bedenken,gegen
eine Reklamation. Den Amerikaner, der sich bewußt der Gefahrau
treffe eine Art konkurrierenden Verschuldens. Man.könne schwerlich
darauf bestehen, daß die Anwesenheit eines Amerikaners an Bord ein

Schiff vor jedem Angriff schütze,Wenn man nicht die ganze Methode-des
.U-4ootkrieges verurteilen wolle. Den Präsidenten beunruhigt Falll,
Er, neigt- zu der Ansicht, daß die Regierung. die Pflicht habe, darauf zu

bestehen, daß amerikanische Burger nicht` durch&apos; Akte, &apos;die keinerlei

Boden im anerkannten,Völkerrecht fänden, in Gefahr gebracht werden
dürften. Lansink wird beauftragt1 als Grundlage für die weitere Prüfung

11 der Frage den Entwurf einer Reklamation- auszuarbeiten. Der Entwurf

fällt scharf aus.. Das müsse so sein schrcibt Lansing; weil die Deutsche

Regierung die Note sonst nicht. beachten würde, Auchwürde die- öffent-

liche Meinung in Amerika für eine farblose oder nur zaghafte Vertretung
eines Falles&quot;in dem ein Amerikaner durch, eine abscheuliche Rechtsr
widrigkeit, das Leben verloren habe, kein Verständnis, haben. In Er-,

wartung des Eingangs weiterer Nachrichten über den tatsäffilichen

Hergang wird der Meinungsaustausch fortgesetzt, Bryan stellt die Frage,
11 ein Amerikaner als berechtigt angesehen werden könne,seine Ge-.

schäftsintere;ssen über die Interessen seines Landes zu&apos;stellenund

Eingehen eines überflüssigen -Risikos das Land in internationale Schwie-

i ickeln. Wilson bittet, vom rechtlichen Standpunkte zu-rigkeiten zu verw

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


558 Göppert

prüfen, ob, falls die Britische Regierung alle&apos; ihre Handelsschiffe er-

mächtigt habe, sich zu bewaffnen, und&apos;falls von dem U-Boote aus nicht
zu erkennen war, ob die Falaba Geschütze trug, der U-Bootkomman-
dant von der Theorie häbe&apos;ausgehen dürfen, daß alle britischen Handels-
schiffe in bewaffnete Staatsschiffe verwandelt seien und als solche ohne
Weiteres angegriffen Werden könnten. Lansing Weist darauf hin, daß die

Entscheidung im Thrasher-Falle so aussehen müsse, daß sie auf alle

etwaigen künftigen Fälle gleicher Art angewandt werden könne. Es

gebe zwei Wege: entweder die Amerikaner davor zu warnen, auf nicht-
amerikanischen Schiffen in das Kriegsgebief zu fahren, oder aber Deutsch-

land&apos;für&apos;jedes amerikanische Leben, das durch einen U-Bootangriff auf
hoher See vernichtet werde, strikt verantwortlich zu machen. Der erste,

Weg komme auf eine Anerkennung der Rechtmäßigkeit der deutschen

Kriegsgebietserklärung hinaus, Lansing meint, daß die Würde und die
Pflicht gegenüber ihren Staatsangehörigen der Regierung gebiete, den
zweiten Weg zu Wählen. Bryan bleibt dabei, daß man nicht wohl eine
Reklamation wegen Verlust Von Leben oder Eigentum erheben könne,
wenn, dieser Verlust durch Anwendung der gewöhnlichen Sorgfalt hätte
vermieden werden können. Auch als. Wilson entschieden hat, in welchern.
Sinne er die Note abgefaßt zu sehen wünscht - Forderung auf Aner-

kennung der Verantwortung Deutschlands im Thrasher-Falle, Protest

gegen das ganze Verfahren als gegen Recht und Menschlichkeit sowie

gegen die Rechte der Neutralen verstoßend -, bleibt er bei&apos;seinem

Standpunkt. Er fürchtet, daß die Note in Deutschland die schon beste-
heriden feindlicheri gegen Amerika bedenklich verschärfen
würde, namentlich Wegen des Kontrastes mit der Haltung der Regierung
gegenüber den Alliierten: Unterlassung eines Protestes gegen die engli-
schen Maßnahmen zur Verhinderung der Einfuhr von Lebensmitteln&apos;für
die deutscheZivilbevölkerung, &apos;kein Protest gegen den angemaßten Ge-
brauch der amerikanischen Flagge. Dazu komme, daß der Verkauf von

Waffen und&apos;Munition sich so ausschließlich zu Gunsten der Alliierten
aüsgewirkt habe, daß Deutschland darin, wenn auch zu Unrecht, eine

Beigünstigung *seiner Gegner erblicke. Bryan. schlägt vor, statt der be-

absichtigten&apos;Note, in einem&apos;Appell an alle Kriegführenden dieV
lung Amerikas für Friedensverhandlungen anzubieten. Der Präsident
scheint beeindruckt: es sei durchaus * nicht &apos;-sicher, daß er bei seinen

Weisungen für die Abfassäng der Note auf dem rechten Wege gewesen
sei. Vielleicht sei es gar nicht nötig, in der Angelegenheit förmliche Vor-

stellungen zu &apos;erheben. Für einen Friedensschritt Amerikas scheint ihm
der Au&apos;genblick * äber nicht&apos;geeignet.

Die Lage wird erschwert durch das Eintreffen von Nachrichten
über einen deutschen Luftangriff auf &apos;den amerikanischen Dampfer
CushingUnd über die Torpedierung der ebenfalls amerikanischen GuI-
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er&gt; flight . Eine Erschwerung erblickt Lansing auch in der Warnung vor d

Benutzung von Schiffen_ der Alliierten, die die-. deutsche Botschaft am

i. Mal veröffentlichen läßt.

Unter den Schriftstücken über den&apos;Thrasher-,-Fall be#ndet&apos;s! 2eine

Denkschrift Lansings.vom 15. Februar 1915 über die Lage, die im, Vall

Krieges zwischen den Vereinigten Staaten .und Deutschland &apos;ein-

treten würde. Er geht davon aus, daß Amerika keine Truppen nach,Euro-

pa senden könnte und daß, da die britische Flotte derdeutschen schon

: überle en sei, die amerikanisch&apos;en Seestreitkräfte nichts *an der Seekriegs-9
läge ändern würden. Sein Ergebnis ist, daß Deut einer Be-

teiligung Amerikas am Kriege mehr Vorteil als Nachteil haben würde

(I. S. 367f-)-
Per Entschluß der Amerikanischen Regierung&apos; über&apos; das Vorgehen

a 9in den. schwebenden Fällen ist noch nicht gefaßt, als am 7-X i: 1&apos;15 die

Nachricht von der Torpedierung der Lusita.nia das, Land in Aufregung
versetzt. 114 amerikanische Passagiere waren zu Tode gekommen., Die.

später in Amerikayerbreitete&apos;Behauptung, daß Bryan oder,ein,anderer
I Beamter des Staatsdepartements vor der Abfahrt der Lu§itgnia dene

hat Lansing auf, eine Anfra e des Vorsitzenden dr Seni

für auswärt Angele enheiten im Oktober 1917 für unzutreffend er-9
klärt (11. S- 50, 52). Die große Reihe von Schriftstücken, die die SaMn17

lung über den Lusitania-Fall enthält, beginnt mit einer Miitellung&apos;.des
Schatzanüs, wonach das, Schiff, nicht bewaffnet, war, d Ladung aber

so gut wie ganz aus Bannware bestand und sich darunter große Mengen
von Munition befanden (I -

-
S. 385).. Daß dieLusita Munition geläden

hätte,&apos; war im Staatsdepartement erst,nach ihrer Abfahrt bekannt,ge--
worden. Es folgt ein Memorandum Lansings. vom 16. Mai (I.,&apos;S-. 389f..)&quot;
das, u. a. die Fra che&apos;Bedeut de.&apos;&apos;vön&apos;der Deutschen&apos;ge erortert wel ung r

B(?tschaft am :i..&apos;Mai veröffentlichten Warnup &apos;etwa zukomme. Er

s g ich von
-

rantwörtungchreibt: Die. Deutsche Regierun könne s der Ve

für eine rechtswidrige und unnienschliche&quot; Tat nicht dadurch befreien,
daß sie die, Absicht ankündige, die Glrundsätze&apos;des Rechts und*der
.Menschlichkeit zu verletzen. Wilson&apos;nennt in einem Schreibenan Bryan
-vom ii. Mai (1.S--392) dieses Argument unwiderlekich. Aber selbstgl
.wenn es richtig wäre, einen anderen Standpunkt einzunehmen so sei es.

für die Amerikanische Regierun dazu jetztzu spät. Lansini macht dem

,Staatssekretär folgende Vorschläge (I. S- -391f.): Von` der- Deutschen
Regierung soll gefordert werden, daß sie die Tat desavouiert und Ent-

Ischuldigungen auss.pricht, die verantwortlichen Offiziere bestraft, die

nergunVerpfl,ichtung zur Zahlung einer&apos;angemessenen- Entschädi
&apos;

g a kennt

-und garantiert, daßin Zukunft weitgehende Maßnahnren ergriffen werden,
-uM- dW.Sicherheit des Lebens- amerikanischer Burger auf hoher See zu

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


560 Göppert

gewährleisten, es sei denn, daß sie auf einem bewaffneten oder von Kriegs-
schiffen geleiteten feindlichen Schiffe reisen. Weigere sich die Deutsche

Regierung darauf einzugehen, so sollen die diplomatischen Beziehungen
abgebrochen werden, was nach Lansings Ansicht nicht notwendig den
Krieg bedeuten würde, sondern nur das außerste Mißfallen zum Ausdruck
bringe. Lansing stellt aber doch noch ein anderesVorgehen zur Erwagung:
Die Vereinigten Staaten sollten im Verein mit den Niederlanden, den
nordischen Staaten und Italien in identischen Noten bei der Deutschen
und zugleich bei der Britischen Regierung gegen die Völkerrechtsver-
-letzungen, die jeder der beiden Mächte zur Last gelegt würden, scharf
protestieren. Freilich würde ein besonderer Protest wegen des Lusitania-
Falles daneben noch notwendig sein. Er könne dann aber gemäßigter
ausfallen.

Der Entwurf zu der ersten Lusitania-Note, die am 15. Mai 1915 in
Berlin übergeben wurde, stammt aus* Wilsons eigener Feder (I, S- 391)-
Er ist nur in unbedeutenden Punkten auf Lansings Vorschlag geändert
worden.

Bryan hatte der Note zugestimmt, aber, wie er dem Präsidenten
schrieb (I. S- 393), &apos;mit schwerem Herzen. Ich bin Ihrer patriotischen
Absicht - so heißt es in dem Schreiben weiter - ebenso sicher wie
meiner eigenen, -aber nach langer Prüfung in Sorgfalt und im Gebet
kann ich mich nicht zu der Ansicht bekehren, daß.es klug ist, auf die

Hoffnung zu verzichten, die Rolle eines Freundes beider Parteien als
Friedensmacher zu spielen, einer Hoffnung, die sich nur verwirklichen
läßt, wenn man sich das&apos;Vertrauen beider Parteien bewahrt. Diese Note
wird, fürchte ich, zum Verzicht auf die Vermittlerrolle führen. Sie wird
.in Amerika wenigstens eine Zeit lang, vielleicht immer populär sein, weil
die- allgemeine Stimmung, die den Alliierten schon günstig war, durch die
LuSitania-Tragödie merklich verschärf&apos;t worden ist, aber gerade darin

liegt Gefahr. Ihre Haltung, die die Haltung der Regierung ist, wird ge-
-billigt werden - wobei. die Lebhaftigkeit der Billigung je nach dem
Grade der - antideutschen &apos;Stimmung variieren wird. Da nicht ausge-

..sprochen wird, daß die endgültige Regelung bis nach dem Kriege vertagt
werden solle, - von dieser Möglichkeit war offenbar in den vorausge-
gangenen Besprechungen mit dem. Präsidenten die Rede gewesen - wird
das Jingo-Element den Krieg nicht nur voraussagen, sondefn fordern&gt;
und die Trennungslinie zwischen denen, die mit Deutschland sympathi-
sieren, und der -übrigen Bevölkerung wird -deutlicher hervortreten. Im
Auslande wird unsere Forderung von den Alliierten mit Beifall aufge-
nommen werden, und je stärker ihr Beifall ist,&apos;umso erbitterter wird
Deutschland sein, da wir die von ihm angewandten Vergeltungsmethoden
hart verurteilen, ohne die angekündigte Aushungerungsabsicht der Alli-
ierten gegen die friedliche Bevölkerung Deutschlands zu verwerfen und
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ohne uns über das Veffahren Großbritanniens zu beschweren, das sich
auf amerikanische. Passagiere, Männer, Frauen und Kinder,- verläßt, 1 um
bfür Schiffe mit Kriegsmaterial Sicherheit zu,erlangen - ja ohne auchnur

anzuregen, daß Großbritannien die Passagierschiffe ebenso. sorgfältig
.durch Geleit schützt,.wie&apos;die Schiffe, die Pferde oder Benzin&apos;führen. In
dieser Aufiählung fehlt noch&apos;der Hinweis auf Großbritanniens, Gleich-

gültigkeit gegenüber der erhöhten Gefahr, die wir infolge des Mißbrauchs
unserer Flagge laufen, und auf seine unrechtmäßigen Eingriffe in unseren

Handel mit neutralen Nationen. Deutschland, muß die ihm gegenüber
erhobene strenge Anklage zusammen mit dem Schweigen über das nicht&apos;

zu rechtfertigende Verhalten der Alliierten als Beweis der Parteilichkeit
zu Aeren Gunste4 auffassen - ein Eindruck, der -sich vertiefen wird..
je lauter die Alliierten der Darlegung.des Standpunktes unserer Re-

gierung Beifall zollen.,Das einzige Mittel, das ich sehe, um zu verhüten,
daß, diese Darstellung einen -nicht wiedergutzumachenden, Schaden an-
richtet ist: gleichzeitig einen Protest gegen das anstößige Verhalten der
Alliierten zu erheben&quot; damit sie nicht frohlocken können und damit
Deutschland sieht, daß wir, unsere Rechte&quot; gegen die Angriffe von beiden
Seiten schützen. Ich stelle, &apos;mein lieber Herr,Präsident, Ihnen nur dig
Lage dar, so wie sie mir erscheint - und bete immer, daß, ich doch völlig-,
irren und daß.Ihre&apos;Auffassung durch die Ere ni§se bestätigt werden,

moge.
Auf eine andere Anregung Bryans war-der Präsident aber geneigt

einzugehen. Bryap besorgte, daß die Auslegung, die die Jingos der Note

geben würden, - daß sie, nämlich Krieg.bedeute - ihre Aufnahme in
Deutschland beeinflussen und die, Regelung erschweren könnt
-schlug vor, dem durch eine gleichzeitig mit, der, Note zu. veröffentlichende

Regierungserklarung zu rzuk m-men. Wilson prk ärte sich ei Ivo
-

Q inverstanden,
und hielt nur die Form einer offiziösen, Pressenotiz für diese Kundgebung
für angebrachter. Darin sollte es heißen_ daß, wie man in&apos;, den Kreisen
der Regierung -zuversichtlich annehme, Deutschland im. Geisfe der

Verständigung antworten werde. Deutschland habe zwar nicht wie viele

andere Staaten mit den Vereinigten Staaten einen&apos; Vergleichs- &apos;und,
- Untersuchungsvertrag, geschlossen, habe aberdoch im Grundsatz
solchen Vertrag zugestimmt. Man erwarte also, daß Deutschland den
Schritt der Vereinigten Staaten mif dem Wunsche aufnehmen, werde,
trotz,der Leidenschaften des Augenblickes zu einemEinvernehmen zu

gelangen oder aber die, ganze Angelegenheit. in &apos;einem Verfahren zu

- behandeln, das zu einer dauernden Regelung führe..
Nachträglich zog Wilson jedoch seine Zustimmung zu der Veröffent-

lichung zurück.. Ein Gewährsmann, den er für zuverlässig hielt, hattell,ihm
die Nachricht. zugetragen, die Deutsche BotSchaftlglaube nicht&quot;daß die
Amerikanische Regierung Ernst, machen, werde. Wenn sie mit Festigkeit
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zu sprechen scheine, so werde das doch nur im Pidkwickiersinnegemeint
sein. Wilson war.daher der Meinung, daß.jede Aussicht, Deutschland

zum Nachgeben zu bringen, verloren ginge, wenn man ihm oder&apos;dem

amerikanischen Publikum irgendwie zu verstehen gebe., daß die Note

nur das&apos; erste Wort in, einer längeren Debatte bedeute. Immerhin hatte

,der Präsident, wie er an Bryan schrieb, dem Gewährsmann gegenüber
der Hoffnung auf friedliche Regelung Ausdruck gegeben. Weiter zu gehen
habe er unter&apos;den vorliegenden Umständen nicht gewagt (I. S- 400-404)-

Das Bedenken, das den Präsidenten zur Änderung seines Entschlus-

ses bestimmt hatte, erschien bestätigt, als vom Botschafter Gerard

.aus *Berlin die Meldung eintraf,. daß Staatssekretär Zimmermann ihm

,ein Telegramm des - österreichisch-ungarischen Botschafters in Washing- *

ton, Dumba, gezeigt habe, wonach die Lusit*ania-Note nicht ernst ge-

meint, sondern nur zur Beschwichtigung der öffentlichen Meinung in

.Amerika bestimmt sei. Die Sammlung bringt den von dieser Meldung
sehr verschiedenen, wirklichen Wortlaut des Telegramms, das Dumba

via.B&apos;erlin an, sei.ne Regierung gerichtet hatte, sowie den Bericht Bryans
über eine Unterredung mit Dumba, die dem Telegramm zu Grunde lag
(I. S. 4T5., 4o8ff.).

Gleichzeitig mit der Absendung der ersten Lusitania-Note machte

Bryan noch einen Versuch, beimPräsidenteii zu erreichen, daß die ameri-

kanischen Staatsangehörigen ersucht würden - eine Anordnung schien

-nach der damaligen Gesetzgebung nicht möglich -, solange die diplomati-
schen Verhandlungen schwebten, von, Fahrten auf Schiffen&apos;der Krieg-
führenden abzusehen. Er versprach sich davon, außer dem Schutze von

Menschenleben, einen günstigen Einfluß auf die Haltung der Deut-

schen Regierung. Lansing war dagegen, weil die amerikanische öffent-

liche Meinung die Frage stellen würde, warum diese Warnun 3, nicht früher

erfolgt sei. Wilson lehnte ab: die mit der Fahrt auf Schiffen der Krieg-
führenden verbundene Gefahr sei zur Genüge bekannt. Wer gleichwohl
fahren wolle, werde sich durch. ein Ersuchen der. Regierung nicht davon

abhalten lassen. Ein solcher Schritt würde aber die Wirkung der in der

.Note enthaltenen Erklärung abschwächen, daß Amerika gewillt! sei, seine

.Staatsangehörigen in dem Rechte zur. Benutzung von Schiffen der

.Kriegführenden zu schützen (l. S. 404-407, 412)*.
In denselben Tagen war im Zusammenhang mit dem Lusitania-Fall

.die Frage der Absendung einer Beschwerdenote an Großbritannien.

.zwischen Bryan und Lansing und dann auch mit dem Präsidenten be-

sprochen worden. Bryan hatte ,den Entwurf einer entsprechenden In-

struktiön- anden*inLondon dem Präsidenten vorgelegt (vergl.
üben S&apos;.&apos;552). -Er und Lansing hielten die Zeit für einen solchen Schritt

.a.uch iih Hinblick auf Deutschland für gekommen. Er würde Deutschland

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


564 Göppert

habe, die öffentliche Meinung gegen den Präsidenten zu beeinflussen,
wurde -Von der Amerikanischen Regierung als ganz irrig bezeichnet (I.
S.&quot;.453). Lansing übernahm,.zunächst ad interim, die Leitung des Staats-

de-parteinents. Die, weitere Behandlung der, Lu5itania-Angelegenheit
geschah in engem Einvernehmen zwischen ihm und dem Präsidenten&quot;
Der Entwurf der dritten Note,-mit dem bedeutsamen Passus, daß.die
Vereinigten Staaten standhaft und um jeden Preis fUr die Freiheit der

Meere,kämpfen wurden und die deutsche Regierung zu, praktischerMit-
arbeit einlüden, wurde im Staatsdepartement aufgesetzt, Wilson strich

s, Ultimatums gehalte-n-se-l, ohne-
dein Sinn des Ganzen etwas hinzuzufügen.. Ünnutze Schärfe wollte er

vermeiden (I. S. 464).
Die neue,schwere Krise&quot;die, durch die Versenkung der&apos;Arabic am

ig. August 19I5,entstand&quot; wurde von Wilson doch ruhigeraufgenommen
:,als von&quot; Lansing.Die Hauptschwierigkeit lag in der Haltung der ameii-

kanischeii öffentlichen Meinu m reibtng. Allge ein,würde gesagt, so.sch

Lansing,die Erklärungen in den * früheren goten seien so scharf, daß

AmerikaJetzt handeln musse, Wenn seine Worte nicht als Bluffler-
scheinen&apos; sollten. -Immerhin wurden, wie der Präsidentschaftssekretär

Tumulty berichtete, von der öffentlichen Meinung weder Krieg, noch
Abbruch der. Beziehungen verlangt1. wohl aber die Zustellung,der Pässe

anGraf,Bernstotffund&apos;dieAbberufungdeslgotschaftersGerard.,Lansing
sah sich jedoch veranlaßt, in einem Schreiben,an den Präsidenten vom.

24- August die Frage zu behandeln, welche Wirkungen der Eintritt des

Kriegszustandes mit Deutschland hinsichtlich der Vermittlerrollle haben

würde, die die Amerikanische Regierung bei den Friedensverhatldlüng*en,
zu spielen wünschte. Im Laufe des habe sie die Freundschaft,
beider Parteien verloren. Auf.Deutschland habe,sie keinerlei Einfluß
mehr. Bei den Alliierten, würde die, verkehrte Auffassung. von der ameri-
kanischen Haltung, die jedenfalls in England-herrsche, sie ebenfalls.des
Einflusses berauben. Ein Abbruch der Beziehungen-zu der Deutschen

Regierung, der mit der Kriegserklärung beantwortet werden würde,
wurde bei den:Alli Freundschaft und Vertrauen wiederherstellen.
Als Teilnehmer an den Frieden verhandlungen wurden die. Vereinigten
Staaten im Falle des Sieges der Alliierteiiin der-Lage se&quot; diese, im
Sinne, einer Milderung ihrer Forderungen einzuwirken und als&apos;edel-

mutiger Feind. das gute Verhältnis zu,Deutschland wenigstens zum Teil
wiederherzustellen&apos;. Siege aber, Deutschland, so würde, da die Vereinigten&apos;
Staaten bei allen Verhandlungen beteiligt wären, Deutschland die,lkög
lichkeit genommen sein-, nach, Überwindung seiner europäischen Gegner

&apos;die Vereinigten Staaten n ch,&apos;Gut.dünken Vorzugehen.. Vom Stand-gegen a

pünkt der:auswärtigen Beziehungen kommt danach zu dem

Ergebnis&quot; die Bedeutung der Dienste, tlie Amerika bei der Wieder--
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herstellung des Friedens leisten könne, durch seinen Eintritt in den Krieg
gegen Deutschland sicherlich nicht vermindert, werden -würde. Hin-
sichtlich der inneren Politik beschränkt er sich auf den Ausdruck der

-Überzeugung, daß der Krieg&quot; so sehr er auch vom amerikanischen Volke,
mitAusnahme der Deutschamerikaner, gebilligt werden möge, doch nicht
sehr viel Enthusiasmus hervorrufen würde. Der Präsident antwortete
auf dieses Schreiben, daß es mit seinen Gedanken weitgehend überein-
stimme (I- S. 470f.). Als aM 29. August vom Botschafter in London die
erste Meldung über den Baralong-Fall eintrifft, nennt. Lansing das, Ver-

halten der britischen Marinestellen zwar empörend. Er erwägt aber nicht
einen Protest wegen des besonders gravierenden Mißbrauchs der amerika-
nischen Flagge, sondern schreibt, er hoffe sehr, daß die Sache nicht be-

kannt würde, da sie zu scharfen Vergeltungsmaßnahmen, Deutschlands
führen könnte (I. S- 39)-

Die Sammlung enthält eine Reihe von Berichten über, Unterredun-

gen mit dem deutschen Botschafter, mit dem das Staatsdepartement
seit der Absendung der dritten Lusitania-Note in dauernden Verhand-

lungen über den U-Bootkrieg stand. Gelegentlich bedient sich der Bot-

.schafter der Vermittelung des Obersten House. Von Amerika. wird jetzt
auch der Gedanke einer schiedsgerichtlichen Regelung des Lusitania-
Falles wieder: aufgenommen. Noch anf g. August 1915 hatte Wilson
mit Beziehung auf einen von ihm gebilligten Notenentwgrf zumFaltdes&apos;
Dampfers Frye bemerkt.&apos; daß der darin enthaltene Vorschlag schieds-

gerichtlicher Regelung für die Deutsche Regierung etwas zu annehmbar
sei und sie zu dem Vorschlag veranlassen könnte, in der gleichen Art
den Lusitania-Fall zu, regeln, was der öffentlichen Meinung in Amerika
zur Zeit nicht zusagen würde. Am 23. August läßt Lansing,durch einen
Vertrauensmann die Aufmerksamkeit des, Grafen Bernstorff auf die Vor-
teile lenken, die eine Annahme des Schiedsgerichtsprinzips im Lusi-
tania-Falle für die Gesamtlage auch gegenüber England haben würde.
Der später von deutscher Seite gemachte Vorschlag, die, Frageder. deut-
`schen Entschädigungspflicht -,unbeschadet der grundsätzlichen Frage
der Rechtmäßigkeit des U-Bootkrieges - dem Ha,ager Schiedshof &apos;vor-

zulegen, wird aber doch abgelehnt (I. S. 510-512).
Nachdem der Arabic-Fall durch das Entgegenkommen Deutschlands

seine Regelung gefunden hatte,&apos;trat eine gewisse Ruhe-ein. Es schien,
daß Wilson Gras über den Lusitania-Fall wachsen lassen wolle, um nach
Friedensschluß eine Entscheidung des Haager Schiedshofes herbeizu-
führen. Er hatte dem Grafen Bernstorff, Wie dieser in seinen Erinnerun-

gen berichtet, durch einen persönlichen Freund raten lassen do let it

drift. Nach einigen Wochen wurde die Sache aber beim Herannahen
des Zusammentrittes des Kongresses wieder aufgenommen. Es kam zu

einer neuen Krise. In einem Schreiben an den Präsidenten vom ig.. No-
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vember, igi5 zog der Staatssekretär für den Fall, daß die von Amerika

vorgeschlagene Formel abgelehnt oder die Verantwortung für den Tod

der mit dem Schiff untergegangenen amerikanischen Bürger nicht an-

erkannt würde, wiederum ein energisches Handeln in Erwägung: zwei

Wege kämen in Betracht. Man könne entweder die diplomatischen Be-

ziehungen abbrechen oder aber die Angelegenheit vor den Kongreß
bringen mit der Erklärung, daß eine Fortsetzung der Verhandlungen
aussichtslos sei und das nun notwendig werdende Vorgehen die Frage
von Krieg oder.Frieden berühren könne. Der erste Weg sei einfacher und
weniger geeignet, die Regierung zu drastischem Vorgehen zu verpflichten.
Andererseits würde es. dem Publikum Eindruck machen, wenn die Re-

gierung die Volksvertreter zur Entscheidung einer Frage heranziehe, die

zum Kriege. führen könne. Vom innenpolitischen Standpunkt müsse

man sich sagen, daß die Stimmen der Deutschenfreunde im Lande

gültig für die Regierung verloren seien; sie laufe Gefahr, auch die Unter-

stützung durch die deutschfeindlichen Amerikaner zu verlieren, wenn sie

im Lusitania-Falle keine feste Haltung einnehme. Wenn man bedenke,
daß fast sieben Monate seit der Torpedierung vergangen seien, müsse

man anerkennen, daß das Volk Geduld und Besonnenheit bewiesen habe.

jetzt aber sei die Unzufriedenheit über die anscheinende Untätigkeit
der Regierung im Wachsen (I- e. 492f.). Eine Antwort Wilsons auf dieses

Schreiben enthält die Sammlung nicht.

Der. Amerikanischen Regierung war Ende August igi5 mitgeteilt
worden, daß die U-Boote außer den neutralen Schiffen äuch feindliche

Passagierdampfer schonen sollten. Eine entsprechende Instruktion war

zwar. schon unmittelbar nach dem Untergang der Lusitania ergangen,
jedoch nicht. bekannt gegeben worden. Offen waren aber noch die von

-Amerika aufgeworfenen grundsätzlichen Fragen: die Verantwortlich-
keit Deutschlands für den Tod der bei der Torpedierung britischer Schiffe

umgekommenen amerikanischen. Staatsangehörigen, die Verpflichtung.
dafür Entschädigung zu zahlen, und die Forderung, daß das für Passa-

gierdampfer zugesagte Verfahren auf alle Handelsschiffe ausgedehnt
werde. Die Amerikanische Regierung hatte. ihre Absicht, die Fragen der

englischen Völkerrecht5brüche erst nach endgültiger Regelung der Lu-

sitania-Frage wieder aufzunehmen, jetzt fallen lassen und hatte am

-5. November igi5 eine ausführliche. scharfe Protestnote nach London

gerichtet. Es war Lansing gewesen, der darauf bestanden hatte, daß der

Schritt geschehe, ehe die Lusitania-Verhandlungenwieder begännen (vergl.
oben S- 553.). jetzt berief er sich dem deutschen Botschafter gegenüber
auf diese Note und machte geltend, daß sich die Deutsche Regierung
angesichts des Vorgehens gegen England zu Konzessionen

*

veranlaßt
sehen. sollte. Graf .Bernstorff erwiderte, daß, solange die Britische Re-

gierung ihre rechtswidrigen Methoden, statt sie zu -mildern, immer noch
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verschärfe, seine Regierung schwerlich zu neuen Konzessionen bereit,
sein werde. Er&apos; fürchte, daß sie, wenn jetzt- ein zu starker Druck in der

Lusitania-Frage ausgeübt&apos;werde,&apos;zu der-Ansicht kommen könnte&quot;daß es-

eine verfehlte Politik war, durch Konzessionen an die Vereinigten Staaten

das gemeinsame große Ziel der Freiheit der Meere erreichen zu wollen,
und daß es besser ware, zu- einer Politik strenger Vergeltung gegen GroIß-

britannien zurückzukehren (I. S. 497).
Eine Reihe von -Schriftstücken betrifft den Streit mit Österreich-

wegen der Torpedierüng der Ancona, die die Lage auch gegen-.
über Deutsdiland weiter verschärfte. Auch dieser Fall spitzte sich so, zu,

daß .Lansing den Abbruch der Beziehungen oder die&apos; Vorlage an den

Senat in Erwagung zog. Da der Abbruch der Beziehungen wahrscheinlich

zum Kriege führen werde, und nur der Kongreß das Recht der Kriegs-
erklärung besitze, gibt er der zweiten Maßnahme_ den Vorzug. Wilson

seinerseits betrachtet den Krieg nur als die mögliche, nicht als die Wahr-

scheinliche Folge eines Abbruchs der Beziehungen. Eine amtliche Be-

fassung des Kongresses mit der Angelegenheit würde seiner Ansicht nach
den Ausbruch des Krieges beschleunigen. Statt dessen will er gegebenen-
falls erfahrene Mitglieder &apos; der- Senatskommission für auswärtige An&quot;.&quot;&quot;,

gelegenheiten zu Rate ziehen (I. S. 507, 508f-)-
Die Lusitania-Verhandlungen zwiscfien Lansing und Graf BAr-nstörff,

ziehen sich wochenlang hin. Die Sammlung&apos;enthält zweivon dem:Bot-

schäfter am- 22. Januar i vorgelegte Memoranden, von denen das,
eine oder das andere als Grundlage für die Verständigung dienen &apos;sollte.&apos;
Keines von. beiden genügt dem Staatssekretär, da die Widerrechtlithke&apos;it&apos;
der Versenkung -der Lusitania und dieTerpflichtung zum Schadens-,
ersatz darin nicht anerkannt ist. Er beabsichtigt, dem Botschafter,zu
sagen, daß weitere Verhandlungen nutzlos sein würden. Wilson teilt

die Auffassung über die Entwürfe, will aber einige -Tage warten.. Der

Botschafter hat&gt; ihn ersucht, keine Schritte gegen -&apos;Deutschland zu unter-

nehmen, bevor &apos;eine ihm angekündigte briefliche Instruktion eingegangen

sei.-. Ani, 26. Januar igi6 wird dann dem Botschafter durch Lansing
erklärt, daß eine Fortsetzung der informellen Besprechungen zu nichts

führen könne, und mit dem Abbmch der diplomatischen Beziehungen
gedroht. Darauf arbeitet Bernstorff einen neuen Text aus, in -dem, zwar

nicht die Versenkung der tLusitania, wohl aber, die Verursachung des

Todes amerikanischer Bürger als rechtswidrig.,anerkannt Wird. In dieser

Form findet das: Memorandum die Ißill-igung des Präsidenten. Wenn die

Deutsche Regierung zustimmt; -wird - so schreibt di2r Staatssekretär

an Bot,schafter Gerard - der - Lusitania-Fall befried geregelt sein

(I- S. 523ff., Text des Memorandums S. 526f.).
ZwefBerichte Lansings an den Präsidenten vom ii und &amp;&apos;.Februar

igi6 b4 die Antwort aus Berlin, die, nach seiner Ansicht, &apos;den
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amerikanischen Wünschen nahe kommt, wenn auch das Wort rechts-

widrig fehlt. Bernstorff wird ersucht, in Berlin noch einige Änderungen
I vorzuschlagen. Die Verständigung scheint gesichert.

Am 16. Februar igi6 übergab der Botschafter den endgültigen Text

des Mernorandums. Die Ainerikanische Regierung sollte den.Empfang
amtlich bestätigen und sich damit zufrieden erklären. Die Ankündigung
desl verschärften U-Bootkrieges, wonach bewaffnete- Handelsschiffe
als Hilfskreuzer behandelt und ohne Warnung und ohne Rücksicht auf

Mannschaft und Passagiere versenkt werden sollten, veranlaßte jedoch
die -Amerikanische Regierung, das Memorandum nicht mehr als eine

genügende Regelung des Lusitania-Falles zu betrachten (I. S. 531-533).
Die Verhandlungen wurden unterbrochen.

Über die Frage der,-bewaf fneten Handelsschiffe gibt die Samm-

lungineinembesonderenAbschnitteini,gesfragmentarischesMaterial.Dort
; sich,namentlich ein Memorandum Lansings vom 7. Januar igi6,
worin. er ausführt, daß die bisherige Auffassung, die eine leichte Be-

waffnung defensiven Charakters erlaubte, nicht mehr haltbar erscheine,
seitdem die Verwendung der leichtverwundbaren &quot;U-Boote im Kreuzer-

krieg als zulässig-anerkannt werde. Unter den jetzigen Umständen sollten

alle bewaffneten Kauffahrteischiffe von den Kriegführenden und den

Neutralen als bewaffnete Schiffe des Feindes behandelt werden und

keinen Anspruch auf die Rechte privater Ha.ndelsschiffe besitzen (I. S.

334f-) Mehrere Schriftstücke betreffen den offiziösen Vorschlag Lansings
an die Ententeregierungen, die Kauffahrteischiffe dementsprechend. zu

-

entwaffnen, sowie die Verhandlungen des, Kongresses über den ver-

schärften U-Bootkrieg sowie über die Frage einer Warnung amerikani-

scher Schiffe (l. S. 334f-, 336, 350f-, 344).
Die Verhandlungen mit der Deutschen Botschaft hatten wochenlang,

geruht, als durch die -Versenkung des, französischen Kanaldampfers
Sussex am 24- März igi6 wieder&apos;eine neue, höchst gefährliche.,
Krise entstand. Die Schriftstücke über diesen Zwischenfall und seine

Regelung nehmen in der Sammlung mehr als 30 Seiten ein.

Schon nach Eingang der ersten Nachrichten, die die Ursache des

Unterganges noch nicht erkennen lassen, schreibt Lansing dem Prasi-

denten, er sehe nicht, wie die Regierung einen entscheidenden Schritt

vermeiden könne, wenn die Deutsche Regierung die Schuldlosigkeit
ihrer U-Bootskommandanten nicht überzeugend nachweise. Erfordert

Abbruch der Beziehungen, falls nicht Deutschland die Rechtswidrigkeit
des U-Bobtkrieges anerkenne, Schadensersatz für die getöteten oder

verwundeten Amerikaner leiste und Garantien dafür gebel daß die der-

zeitigen Methoden der Kriegführung aufhörten. Wilson steht dem Er-

eignisse mit größerer Besonnenheit gegenü (l. S. 537-539). Am
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6. April igi6, während die Ermittelungen noch im Gange sind, legt&apos;
Lansing dem Präsidenten einen Entwurf für die von Botschafter Gerard
in Berlin zu übergebende Note vor. Danach soll Gerard seine Pässe

fordern, die unverzügliche Heimsendung Graf Bernstorffs ankündigen
und erklären, daß die diplomatischen Beziehungen ganzl abgebrochen
werden würden, wenn Deutschland nicht bedingungslos auf den Gebrauch
von U-Booten gegen Handelsschiffe verzichte. Zwei Tage später.6endet
er einen Zusatz zu dem Entwurf (I. S- 540-543). Die Note wird von

WilsOn umgearbeitet.--- Schwierigkeiten macht die Fassung der Schluß-

forderung. Lansing bleibt dabei, daß nicht gedroht, sondern gleich ge-
handelt werden müsse: Gerard, solle in der Note seine Pässe fordern und

erklären, daß die Beziehungen solange abgebrochen bleiben würden, bis,
Deutschland das bisherige Verfahren im U-Bootkriege aufgebe. Nach
dem Entwurf, des Präsidenten soll der Abbruch erst für den Fall ange-

kündigt werden, daß Deutschland nicht zu diesem Zugeständnis bereit
sei (die beiden Formulierungen in Anmerkung 34 auf S. 546). Die end-

gültige Fassung in der&apos;Note entspricht dem Vorschlag des Präsidenten
mit einigen von Lansing befürworteten Änderungen, Die Instruktion

an Gerard geht,ab. Wilson&apos;hat- sie wieder und wieder geprüft, in-
zwischen bemüht sich Graf Bernstorff vergeblich, zu erreichen, daß die

Angelegenheit statt auf dem Wege des offiziellen Notenaustausches in

Besprechungen zwischen ihm und,&apos;dem Staatssekretär behandelt werde.
Ein von ihm übergebener Auszugaus einer Instruktion des Auswärtigen
Amtes zeigt, daß der deutsche Standpunkt noch nicht aufgegeben werden-
soll. Die Deutsche Regierung hofft, daß die Amerikanische Regierung
keine neuen Forderungen stellen werde, die Berlin in eine unmögliche
Lage, bringen würden (I. S. 554). Am ig. April, -einen Tag vor der Über-.
reichung der Sussex-Note in Berlin, -erhält Bernstorff eine Abschrift
davon. Am folgenden Tage,bemüht er sich in einer Unterredung mit dem

Staatssekretär, einen Weg ausfindig zu machen, uni den Bruch zu ver-

meiden. Lansing sagt, der einzige Weg sei, den U-Bootkrieg aufzugeben,
dann könnten vielleicht Verhandlungen darüber folgen, wie er unter

Innehaltung des Völkerrechts und unter völliger Sicherung der Nicht-

kombattanten zu führen wäre. Nach der Auffassung des Botschafters
- er ist ohne neue Instruktion - ist eine Aufgabe des U-Bootkrieges
unmöglich; höchstens könnte er vielleicht für dieDauer derVerhandlungen
eingestellt werden. Oberst House empfiehlt dem Botschafter, seiner

7 Regierung zu, einer solchen vorläufigen Einstellung zu raten.

Aih :2o. April igi6 ist die Sussex-Note in Berlin übergeben,worden.
Schon alri 26. April wird Gerard beauftragt, zu sagen,daß man in Washing-
ton über die Verzögerung, der Antwort. ungeduldig, zu werden beginne.
Am 4. Mai erhält er die Antwortnote, in der. Deutschland gegenüber der

amerikanischen Forderung nachgibt Und zusagt, daß künftighinf alle
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fei,iidlichen Kauffahrteischiffe nach den Grundsätzen des- gewöhnlichen
lt werden sollen.Kreuzerkrieges behande

e Wird von Lansing&apos;scharfkritisiert. Sie erscheint ihm alsDi T
Schwindel und ui-i&apos;verschämt im Ton.&apos;Der erste Eindruck sei schlecht,
der` zweite, gut, der &apos;dritte unbefriedigend (I. *S. 563 f Die eingehende
Kritik, die er folgen läßt, befaßt sich übrigens auffallenderweise nicht

mit dm Passus, Worin .die Deutsche&apos; Regierung die Erwartung aus-

spricht, daß die Amerikanische Regierung, iiunmehr&apos;alsbald bei&apos; der

Britischen Regierung die Beobachtung der Völkerrechtlichen Normen
-;durchsetzen:werde,&apos;,und sich für den Fall, daß diese Schritte der Ameri-

kaniSchen Regierung keinen Erfolg&gt;haben sollten,&apos;die volle Freiheit der

Entschließung vorbehält.

Der Präsident -war anderer Meinung als sein &apos;Staatssekretär. Die

Note, die die Verhandlungen äbschloßl hat er selbst aufgesetzt. Er hatte

darin-sogar Genugtuung und Befriedigung über die erzielte Einigung aUs-

sprechen wollen (L&apos;S- 565f.)- In eineran die Presse gegebenen Mitteilung
über&apos;die de Note &apos;vom 4- Mai heißt es, daß die amerikanisch-eng-
lisühen Meinungsverschiedenheiten nicht den Gegenstand einür Diskussion

mit Deutschland bilden- könnten.. In-,den Verhandlungen mit* der Briti-&apos;
schen Regierung werde nach den mit dieser - Regierung bestehenden
klaren vertraglichen Bestimmungen - gemeint ist der Bryan-Vertrag -
yerfahren werden (I. S- 567).

Die Schriftstücke- über den Sussex-Fall schließen mit einem Mei-

nungsaustausch zwischen Lansing und. dem Präsidenten über die- Frage&quot;
,wiemän sich verhalten solle, wenn ein deutsches U-Boot, ohne Beachtung
der völkerrechtlichen Regeln, &apos;ein feindliches Handelsschiff tOrpediere,
das keine Amerikaner an Bord habe. Wilson ist. nicht der&apos; Meinung, daß

die, Amerikanische Regierung berechtigt sei, in einem solchen Falle die

allgeineinp Vertretung der Rechte der Neutralen Man

mü aber gege.biE an die Deutsche,&apos; Regierung herantreten, um

festzustellen, ob sie von der jetzt ängenom,menen Politik wieder
abzugehen beal e (l. S..568f.).

Angesichts der Angriffe-1 die im Wahlkampf um -die Präsidentschaft

egen Wilson gerichiet werden- wird im Se tember&apos; erwogen, die im9 T
Lusita&apos;niaFebruar unterbrochenen -Verhandlungen&apos;Zum forinlichen Ab-

schluß&apos;.zu bringen. Der Gedanke wird&apos;a.ber&apos;wieder aufgegeben, da Wilson,
-iniier-ebenso wie, kin,Staatssekf&apos; tar, die dann zu erwartende Kritik der

politischen Gegner, die, später von Deutschland ausgenutzt werden

könnte, fürgefährlicber -halten&apos; (I. S. 3T9f&apos;.&apos;, 569-572).
Neüe,.B im Novei,nber durch die Torpedierung

cler&apos;.;&gt;Marinä&gt; und der Arabla,. Oberst House warnt den&quot;Gtäfeü Bern-

störff indem. er zugleich mitteilt&apos;, daß Wils,on &apos;bei&apos; nächster Gelegenheit
einen Friedensvör&apos;schlag machen wolle.&apos; Lausing glaubt,&apos; daß die Deutsche
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Regierung -entschlossen sei, den U-Bgotkrieg. wieder wirksamer zu ge-

stalten&quot;und mit der wachsenden Zahl. ihrer U-Boo,te zu immer rücksichts-

loseren 2 cht vom Ende De-
-

Jethoden übergehenwerde. Ein.-Geheimberi,
zember. meldet,. daß die. Frage, eines allgemeinen U-Bootkriegese dem

Kaiser,vorliege, der.einein starken I)rqck von allen Seiten, ausgesetzt
sei (I S 573-579).

Äni. io. Januar -igi7 erhält Lansipg die deutsche Denkschrift über,
bewaffnete. Kauffahrteischiffe. Er nimmt an, daß sie die, Grundlage
bilden soll, um den,Beginn eines drastischeren, U-4oot-]Feldzuges*zu
entschuldigen. Vorn Botschafter Page in London .geht ein Bericht über

den englischen Standpunkt in der.Frage der bewaffneten Schiffe ein.
Lansing meint, daß von beiden Seiten verständige Argumente vorge-
bracht würden. Die Hauptschwierigkeit für die An! r kahische Regierunge

-sei, daß diese Argumente zu unvereinbaren Folgerungen führten. Da

die La e bald akut werden würde,.sei es&apos;notwendig die, Stellungnahme9
vorzubereiten.,Wilson schreibt am,31 Januar, er werde sich immer klarer

darüber, daß die Engländerdie bisher anerkannten Grundsätze über-

schreiten, und daß die-. Instruktionen, die die Kapitäne der Handels-

schiffe über die Verwendung ihrer Ge,5chütze erhielten, vielfach über das,

Maß ihrer Verteidigung hinausgingen. Mehr als einmal hätten sie offenbar&apos;&quot;

angegriffen. Esl folgt eine- ausführliche DenkSchrift tansings über. die

.I rechtliche Stellung der bewaffneten Kauff.ahrteischiffe. Sie kommt zu

dem Ergebnis, daß als Kriegsschiffe anzusehen.sind: Schiffe, die den

Regierungsbefehl haben, unbeschränkt Gewalt anzuwenden, Schiffe mit

Offizieren im Dienst und Sold.der Regierung_Schiffe unter Kriegsflagga,
sowie solche, die auf der Kriegs stehen. Diese -Schiffe könnten

ohne Warnung angegriffen, werden. Andere* bewaffnete Schiffe seien als

Kauffahrteischiffe, zu behandeln,wenn sie laut Zusicherung ihrer Re-

gierung nicht. angriffsweise vorgehen sollten, und solange kein Grund be-

I

stehe, daran. zu zweifeln., daß 5ie.sicl gewissenhaft an. diese Zusicherung
halten würden- Zur Vermeidung von Reklamationen,ernpfehle es sich,
eine, Höchstgrenze für die Bewaffnung, vorzus&apos;chreiben (I. S,
584-591). Eine weitere, nach Abbruch der Beziehungen, am 2-9. Februar

; igT7, vorgelegte Denkschrift Lansings, erörtert. die,, Frage, ob es richtig,
ware, amerikanische Kauffahrteischiffe,

-

die die, Gefahrenzone be-
suchen, seitensder.Regierung mit Kanorten und.4ediep-L
dafür auszustatten. Er kommt hier zu keiner Entscheidung, ist aber, wie

sich aus einem anderen Schreiben ergibt,jedenfalls dagegen, daß.amerl-
I

kanische. Schiffe, sich die Kanonen von der BritischenRegierung liefern
lassen, Als dann. Zweifel über die gesetzliche Zulässigkeit der Bewaffnung
amerikanischer Handelssch,iffe auftauchen, schlägt er eine.Änderung der

entsprechenden Vorschriften vor. jetzt erklärt, ei- es für die,Pflicht der,
-eRegierung, -.jedes amerikanische Schiff auf solchr ..Fahrt

1

mit einer
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Marinewache und genügender Bewaffnung gegen U-Bootangriffe zu ver-

sehen. Er dringt darauf, daß dies möglichst schnell geschehe und sofort

I

bekannt gegeben werde. Dabei geht er von der Ansicht aus, daß der

Friede nicht aufrecht erhalten werden könne und daß ein schnelles ener-

I gisches Handeln am besten.dazu dienen werde, der Regierung die einheit-

liche Unterstützung des Volkes zu sichern. Die Frage wird nun m den,
Marinebehörden erörtert. Die Sammlung enthält die daraufhin- vom

Staatssekretär der Marine ausgearbeiteten Vorschriften für das Ver-
halten amerikanischer Kauffahrteischiffe, die bewaffnete Wächkomman-
dos an Bord haben (I. S. 605, 61o-626).

Am 31. Januar igi7 hatte Lansing ein Schreiben an den Präsidenten I

begonnen, worin er die Überzeugung aussprach, daß die Deutsche Re-.

gierung in nächster Zukunft zum uneingeschränkten U-Bootkrieg
übergehen wolle. Geschehe dies, so- schwinde jede Möglichkeit zu Friedens-
besprechungen und Amerika werde zu radikalen Schritten gezwungen.
Was könne geschehen, um diese Krisis zu verhüten? Vorstellungen und

Ratschläge würden wenig Wirkung haben, da die Deutsche Regierung
Ianscheinend der Meinung sei, daß Amerika in keinem Falle eine starke

Haltung einnehmen, sondern sich, wenn auch,unter Protest, jeder U-

Bootpolitik fügen werde. Dies sei höchst bedauerlich, weil es Deutschland

zu grausamen Taten ermutigen werde und der Friede dann- in weitere

Ferne als je gerückt sei. Unter diesen Umständen halte er es für das

Klügste, in der Frage der bewaffneten Handelsschiffe eine feste Haltung
einzunehmen. Lansing brach das Schreiben ab, als er durch den deutschen

Botschafter die amtliche Mitteilung erhielt, daß der uneingeschränkte
U-Bootkrieg am* nächsten Tage eröffnet werden würde (I. S. 581 f.).

In einem Schreiben an den, Präsidenten erörtert Lansing* die Frage,
Beziehungenwas nun geschehen solle. Er ist dafür, die diplomatischen

sofort abzubrechen. Der nächste Schritt bedürfe sorgfältiger überlegung.
Es gebe zwei Wege: Dem Kongreß könne *entweder bei der Mitteilung-von
dem Bruche erklärt werden&quot; daß die Regierung Deutschland als inter-

national geächtet betrachte und&apos;daß den amerikanischen*Staatsangehöri- 1

gen geraten werden müsse, durch die deutschen Piraten unsicher

gemachten Meeren fern zu bleiben. Der zweite Weg sei, in derErklärung
m Kongreß zu, sagen,. Deutschland habe durch seinen Wortbruchvor de

jeden Anspruch auf Achtung verwirkt, Aie volle, Kriminalität seiner I

früheren Untaten lebe wieder auf und. es; gebe für die Vereinigten Staaten
I

keine andere Möglichkeit in EhreW zu bestehen, als daß sie alle ver-

fügbare,n Mittel agwendeten, Um die schuldige, Nation zu bestrafen und

pnweiterenVerbrechen,gegen-dieMen
diesen zweiten Weg. Die anderen Neutralen wurden dann dem ameri-

kahischen Beispiel, folgen und die Sache der -menschlichen Freiheit und

der Unterdrückung des Absolutismus wür,de eine unerhörte Schwerkraft -
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gewinnen. Es ist schon die Phraseologie, die bald eine so große Rolle

spielen sollte. Lansing sagt aber auch, diese Politik werde&gt; dem Lande. .&apos;

einen hervorragenden Platz bei den Friedensverhandlungen sichern, was

eine ungerechte Behandlung der, Zentralmächte verhindern ent-

schieden in deren Interesse sein würde (I. S. 591f.).
Am 3. Februar 1917 wird der Abbruch der diplomatischen Beziehun-

gen verkündet..
Der Regierung von Panama wird bald darauf auf ihre Anfrage

empfohlen, wegen der Nähe des Panamakanals die deutschen Konsular-

beamten zur Abreise zu veranlassen. Der Kubanischen Regierung wird:

dagegen vom Abbruch der Beziehungen abgeraten, weil Deutschland das

zum Vorwand nehmen könnte, Kuba&apos;anzugreifen und dort einen Stütz-,

punkt für seine U-Boote einzurichte4 (I. S. 594).
Unter dem 6. Februar berichtet der amerikanische Botschafter in

Rom, im Vatikan sei, wie er erfahre, vor dem Abbruch der Beziehungen
eine Botschaft an&quot;den Präsidenten ausgearbeitet worden, in der es heiße,
Deutschlands Schritt sei für Kreise von wohlausgeglichener Denkungsart
nicht unerwartet, gekommen, da England die politische Vernichtung
Deutschlands anstrebe. Der Präsident habe die Entscheidung über Krieg..
oder Frieden in seiner Hand. Wenn er die Ausfuhr von Geld, Nahrungs-
mitteln und,Munition verbiete, was mit der Neutralität vereinbar sei,-,
so werde der Friede sicherlich bald, folgen zum unsterblichen Ruhme-

Amerikas und züm Nutzen der Menschheit (I. S. 595).
Aus Anlaß eines Besuches des nach Dumbas Abberufung,zum öster-,

reichisch-ungarischen Botschafter designierten Grafen Tar-nowski, der

ihm gesagt hatte, daß seine Regierung dringend wünsche, einen Ab-

bruch der Beziehun&apos; eiden, erörtert Lansing in einem Schreiben.gen zu verm

an, den Präsidenten vom io. Februar die Möglichkeit, dasBand -zwischen

Österreich und Deutschland zu lockern, was, wie er meint, ein ent-

scheidender Schritt zum Frieden sein würde. Man könne versuchen, die

Ententeregierungen zu überreden, ihre Friedensbedingungen so zu

ändern, daß Österreich keine Zerstückelung seines Reiches. zu fürchten

brauche (l. S..596).
- Am iz. Februar äußert er sich über den auf Anregung der Deutschen

Regierung unternommenen Versuch des schweizerischen Gesandten, zur -

Vermeidung des Krieges Verhandlungen anzuknüpfen: Wir können

auch nicht für einen Augenblick formelle oder informelle Verhandlungen
ins Auge fassen, wenn die Deutsche Regierung nicht ihr gegenwärtiges
grausames Verfahren einstellt und zu dem Zustand vor der Proklamation

vom 31- Januar zuruckkehrt, und das kann sie, wie das Memorandum

des schweizerischen Gesandten besagt-, nicht tun.. Natürlich wußte sie,

daß wir eine solche Bedingung, Wie sie das Memorandum enthält, nicht

annehrnen würden, und, wenn es gleichwohl abgesandt wurde, so wußte
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sie, daß ein Vorschlag auf dieser Grundlage nur abgelehnt werden
konnte. Lansing glaubt, daß&apos;ein wirklicher Wunsch, in Verhandlungen
einzutreten, auf deutscher Seite nicht bestehe, sondern daß vielmehr

denen- in die Hand gearbeitet werden sölle, die in Amerika eine Opposition
gegen die unbeugsame Haltung der Regierung hervorrufen wollten. Der
Plan sei wohl in WashingtOn von Bernstorff Und gewissen Amerikanern

ausgebrütet worden. Es solle der Eindruck erweckt werden, als -ob

Deutschlan,d bereit sei, alles -zu -tun&quot; -um den Krieg zu vermeiden, daß
I

aber der Präsident nicht hören wolle, damit, falls Feindseligkeiten nicht

abzuwenden seien, die Schuld auf ihn geschoben werden könne. Wilson

stimmte. der Auffassung Iseines Staatssekretärs&apos;zu und entwarf selbst

die-ablehneride AntwOrt.&apos;Die Vorgeschichte der Aktion des schweizeri-

schen Gesandten betrifft das,dann folge;nde&apos;Schreiben des Präsidenten
der amerikanischen, Friedensges mit seinen zwei Anlagen (l.
S. 597-604, siehe auch S.. 6o8).

Am 13. Februar macht Lansing.dem Präsidenten Meldung über&apos;die
ihm von- einem Journalisten zugetragene&apos;Nachrichtl daß&apos;auf den Entente-

I -

botschaften nicht mehr wie bisher, der Wunsch bestehe, die Vereinigten
Staaten in den Krieg zu ziehen. Man wüiische- nicht, daß die Amerikani-

sche - Regierun.g an den Friedensverhandlungen teilnehme, weil man-

fürchte, daß sie-zu milde mit Deutschland verfahren würde.
Der Präsident -spricht sich am 16. Febtuar- gegen die Einbringung

einer Kongreßentschließung aus, durch die ihm die Ermächtigung erteilt

werden soll, den Kriegsfahrzeugen eines Kriegführenden die Benutzung
amerikanischer Häfen wie in Zeiten des allgemeinen Friedens zu gestatten,
wenn der, Gegner in seiner Seekriegsführung unerläubte&apos;Methoden -an-

wende. Eine solche Ermächtigung wäre verfassungswidrig, da sie darauf

hinauslaufe, dasRecht der Kriegserklärung auf den Präsidenten zu über-

tragen. Bessere und direktere Wege zur Herbeiführung des Krieges
würden vorzuziehen sein S. 605-6o7).

Am ig. März rät Lansirig dem Präsidenten, sofort in den Krieg ein

zutreten, der doch nicht zu vermeiden sei. Die- inzwischen vorgefallenen
Angriffe deutscher U-Boote zeigten sehr deutlich, daß die Deutsche Re-

gieTung ihre angekündigte Politik ohne RüCksicht-auf die Folgen durch-
führen und,-keine Ausnahmen für amerikanische Schiffe machen wolle.

Es sei -nur, eine Frage -kurzer Zeit, daß es zu einem, Zusammenstoß be-

waffnetier -amerikanischer&apos;Dampfer riiit einem U-Boot kommen werde. I

I

I Deutschland werde auch dann keinen Krieg erklären, da es auch so tat-

sächlich tun könne, um Amerika zu schaden, und die Kriegs-
erklärung nur seine Schwierigkeiten vermehren würde, während Amerika

wenn es neutral bleibe, an vielem verhindert sei, was Deutschland schä-

digen könnte. .Die Ententemächte verträten, das Prinzip der Demokratie,
die Zentralmächte das der Autokratie. Das Wohl der Menschheit und.
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der Friede in der Welt hänge vom. Erfolg der Demokr4tie ab. Der sofortige
Eintritt Amerikas in den Krieg werde die neue demokratische Regierung
in Rußland stärken. Durch Zögern könne der Augenblick verpaßt werden,
in dem Amerikas Freundschaft für, Rußland vonNutzen sei. In Deutsch-

land werde dem demokratischen Element, das,den Regierenden, schon

die- Zähne zu zeigen beginne, der Mut gestärkt werden, die militärische 1&apos;

Oligarchie zu stürzen. Die Ententemächte würden. moralisch. gestützt
und die, teutonischen .&apos;Mächte entmutigt. werden. In. Amerika beginne
das Volk unmutig zu werden und bittere Kritik daran zu üben, daß die

Regierung. das Unvermeidliche zu vermeiden suche. Ein schnelles Han-

deln, werde mit Enthusiasmus aufgenommen werden. Schließlich werde

der künftige Einfluß Amerikas in der Welt. durch ein kraftvolles ent-

schiedenes Eintreten für Demokratie -und gegen Absolutismus eine be-

deutende Steigerung erfahren. Das werde sich zuerst bei den Friedens.&apos;

verhandlungen zeigen. je länger man aber zögere, umso. geringer werde

Amerikas Einfluß in den Tagen sein, wo Deutschland. einen barmherzigen
und selbstlosen Feind brauchenwerde. Wilson scheut jedoch die-,Fragenund

-,Untersuchungen des Kongresses, auf den wegen der extremen,Pazifisten
und der Männer wie Senator Stonekein Verlaß sei. Lansing bittet. nun

den Obersten House, sich bei- dem Präsidenten für das von ihm empfoh-
Jene Vorg einzusetzen. House ..seinerseits hält es für klüger, -nichts

zu überstürzen uni..den Krieg nicht zu erklären, bevor- die militärischen

Vorbereitungen weiter, vorgeschritten seien. Die Bekanntgabe ent-

sprechender Weisungen!an Heer und Flotte werde der öffentlichen Mei-

nung genügen (l. S.&apos;626-630)-
Ein&apos;Schriftwechsel zwischen Staatssekretär und Präsident betrifft

den bevorstehenden. Abbruch der Beziehunzen zu, Osterreich-Ungarn.
Der amerikanische Botschafter soll dem Grafen Czernin sein tiefes Be,-

dauern darüber aussprechen, daß Wien sich verpflichtet - gefüblt habe,
Deutschland in seiner U-Bootpolitik zu folgen, und dadurch die freund-

lichen Beziehungen. unterbrochen habe (I. S. 632-,634)--
..Mehrere Schriftstücke gelten., der Vorbereitung des KOngreßbeschlus-

ses zur Erklärung des Kriegszustandes mit, Deut und der vom

Präsidenten zu erlassenden Proklamation (I. S.

Der Abschnitt,schließt.mit, einem- Schreiben, das Oberst House an

Lansing richtet&quot; nachdem der Kriegszustand erklärt. ist.. Er schreibt.,daß
eine der besten Stellen in der Ansprache des, Präsidenten die. gewesen, sei

in der er die Demokratie, als wesentlichlür einen dauernden Frieden
der Welt. bezeichnet habe. Lansing werde sicher überglücklich; sein,
-seine Idee&apos;- so. in den Vordergrund- gestellt&apos; zu sehen.

575
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